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 Kundmachungen 
 

 
 

 Flächen- 
 widmungsplan 
 
keine 
 

 Verfahren gemäß  
 § 24 (3) ROG 1992 
 

 Ansuchen 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 5/01/34783/96/7 

Salzburg, 29. September 1997 
 
Betrifft:  
Pühringer Ernst, Ansuchen um raumordnungsmäßige 
Bewilligung (Einzelbewilligung) gemäß § 24 Abs 3 
ROG 1992 zur Errichtung eines unterirdischen An-
baues auf Gst. 291, KG Morzg, bestehenden Objekt, 
Liegenschaft Dr.-Adolf-Altmann-Straße 2. 
 

Kundmachung 
 
Gemäß § 24 Abs. 3 des Salzburger Raumordnungsgeset-
zes 1992, LGBl. Nr. 98/1992, wird hiemit folgendes, 
beim Magistrat Salzburg, Abt. 5/01 - Baurechtsamt, 
Auerspergstraße 7, 1. Stock, Zimmer Nr. 12, zur Einsicht 
aufliegende Ansuchen um raumordnungsmäßige 
Bewilligung (Erteilung einer Einzelbewilligung) kund-
gemacht. 
 
Antragsteller: 
Ernst Pühringer 
 
Antragsgegenstand (Art und Ort des Vorhabens): 
Errichtung eines unterirdischen Anbaues beim auf Gst. 
291, KG Morzg, bestehenden Objekt, Liegenschaft Dr.-
Adolf-Altmann-Straße 2. 
 
Die in Betracht kommenden Dienststellen des Bundes, 
die gesetzlichen beruflichen Vertretungen sowie die 
Regionalverbände und die sonstigen Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes, die Planungsinteressen verfolgen, 
sowie Personen, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
machen, sind berechtigt, hiezu Anregungen vorzubrin-

gen; solche Anregungen und sonstige Vorbringen zum 
Ansuchen werden in die Beratungen des Stadtsenates zur 
bescheidmäßigen Erledigung einbezogen. 
Die Entscheidung des Stadtsenates darf erst nach Ablauf 
einer Frist von sechs Wochen ab dieser Kundmachung 
erfolgen. 
 

Für den Bürgermeister: 
Dr. Herbert Lechner 

Senatsrat 
______________________________________________ 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 5/01/58514/97/7 

Salzburg, 22. September 1997 
 
 
Betrifft:  
José Maria Martinez, Ansuchen um raumordnungs-
mäßige Bewilligung (Einzelbewilligung) gemäß § 24 
Abs. 3 ROG 1992 zur Errichtung einer (behinder-
tengerechten) PKW-Garage auf Gst. 497/79, KG 
Itzling, Liegenschaft Wasserfeldstraße 13 a. 
 

Kundmachung 
 
Gemäß § 24 Abs. 3 des Salzburger Raumordnungsgeset-
zes 1992, LGBl. Nr. 98/1992, wird hiemit folgendes, 
beim Magistrat Salzburg, Abt. 5/01 - Baurechtsamt, 
Auerspergstraße 7, 1. Stock, Zimmer Nr. 17, zur Einsicht 
aufliegende Ansuchen um raumordnungsmäßige 
Bewilligung (Erteilung einer Einzelbewilligung) kund-
gemacht. 
 
Antragsteller: 
José Maria Martinez 
 
Antragsgegenstand (Art und Ort des Vorhabens): 
Errichtung einer (behindertengerechten) PKW-Garage 
aufGst. 497/79, KG Itzling, Liegenschaft Wasserfeld-
straße 13 a. 
 
Die in Betracht kommenden Dienststellen des Bundes, 
die gesetzlichen beruflichen Vertretungen sowie die 
Regionalverbände und die sonstigen Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes, die Planungsinteressen verfolgen, 
sowie Personen, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
machen, sind berechtigt, hiezu Anregungen vorzubrin-
gen; solche Anregungen und sonstige Vorbringen zum 
Ansuchen werden in die Beratungen des Stadtsenates zur 
bescheidmäßigen Erledigung einbezogen. Die Entschei-
dung des Stadtsenates darf erst nach Ablauf einer Frist 
von sechs Wochen ab dieser Kundmachung erfolgen. 
 

Für den Bürgermeister: 
Dr. Herbert Lechner 

Senatsrat 
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Magistrat Salzburg 
Zahl: 05/01/58996/97/6 

Salzburg, 1. Oktober 1997 
 
 
Betrifft:  
Danner Georg und Margot, Ansuchen um raumord-
nungsmäßige Bewilligung (Einzelbewilligung) gemäß 
§ 24 Abs. 3 ROG 1992 zur Erteilung einer nach-
träglichen Baubewilligung für zwei bestehende Ne-
benobjekte (Zuhaus mit Vor- und 1 Büroraum sowie 
Troadkasten als Gartengerätehütte) auf einer Teil-
fläche des Gst. 272/1 KG Morzg, Dr.-Adolf-Altmann-
Straße 9 
 

Kundmachung 
 
Gemäß § 24 Abs. 3 des Salzburger Raumordnungsgeset-
zes 1992, LGBl. Nr. 98/1992, wird hiemit folgendes, 
beim Magistrat Salzburg, Abt. 5/01 - Baurechtsamt, 
Auerspergstraße 7, 1. Stock, Zimmer Nr. 12, zur Einsicht 
aufliegende Ansuchen um raumordnungsmäßige 
Bewilligung (Erteilung einer Einzelbewilligung) kund-
gemacht. 
 
Antragsteller: 
Danner Georg und Margot 
 
Antragsgegenstand (Art und Ort des Vorhabens): 
Zwei bestehende Nebenobjekte (Zuhaus mit Vor- und 1 
Büroraum sowie Troadkasten als Gartengerätehütte) auf 
Gst. 272/1, KG Morzg, Dr. Adolf-Altmann-Straße 9. 
 
Die in Betracht kommenden Dienststellen des Bundes, 
die gesetzlichen beruflichen Vertretungen sowie die 
Regionalverbände und die sonstigen Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes, die Planungsinteressen verfolgen, 
sowie Personen, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
machen, sind berechtigt, hiezu Anregungen vorzubrin-
gen; solche Anregungen und sonstige Vorbringen zum 
Ansuchen werden in die Beratungen des Stadtsenates zur 
bescheidmäßigen Erledigung einbezogen. Die Entschei-
dung des Stadtsenates darf erst nach Ablauf einer Frist 
von sechs Wochen ab dieser Kundmachung erfolgen. 
 

Für den Bürgermeister: 
Dr. Herbert Lechner 

Senatsrat 
 

 

Baubehörde 
Bürgerberatung 

Ihr direkter Draht 
0662/8072-3330 

 

 Erteilte Bewilligungen 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 5/01/26418/97/16 

Salzburg, 2. Oktober 1997 
 
Betrifft: 
Johann Klopf, Ansuchen um raumordnungsmäßige 
Bewilligung (Einzelbewilligung) gemäß § 24 Abs. 3 
ROG 1992 zur Aufstockung eines bestehenden Wohn-
gebäudes auf Gst. 1663/15 KG Stadt Salzburg, Lie-
genschaft Pauernfeindstraße 13 und 13 a; 
 

Kundmachung 
 
Gemäß § 24 Abs. 3 des Salzburger Raumordnungsgeset-
zes 1992, LGBl. Nr. 98/1992, wurde aufgrund des Be-
schlusses des Stadtsenates der Landeshauptstadt Salzburg 
vom 2.7.1997 nach der mit Bescheid des Amtes der 
Salzburger Landesregierung vom 9.9.1997, Zahl: 7/03-
1/01233/3-1997, erfolgten aufsichtsbehördlichen Ge-
nehmigung mit Bescheid des Magistrates Salzburg vom 
2.10.1997, Zahl: 5/01/26418/97/15, die raumordnungs-
mäßige Bewilligung (Einzelbewilligung) zur Aufstok-
kung eines bestehenden Wohngebäudes auf Gst. 1663/15 
KG Stadt Salzburg, Liegenschaft Pauernfeindstraße 13 
und 13 a, das im Flächenwidmungsplan der Landes-
hauptstadt Salzburg als "Bauland-Gewerbegebiete" aus-
gewiesen ist, erteilt. 
 

Für den Bürgermeister: 
Dr. Herbert Lechner 

Senatsrat 
 

 

 Bebauungspläne 
 

 

 Einleitungen 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 9/00/22911/97/80 

Salzburg, 7. Oktober 1997 
 
Betrifft:  
Bebauungsplan der Grundstufe "Münchner Bundes-
straße Süd-West 1/G1 “; hier: neuerliche öffentliche 
Auflage des Entwurfes 
 

Kundmachung 
 
Gemäß § 38 Abs. 2 des Salzburger Raumordnungsgeset-
zes 1992 - ROG 1992, LGBl.Nr. 98/1992, wird kundge-
macht, daß der Entwurf des Bebauungsplanes der 
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Grundstufe „Münchner Bundesstraße Süd-West 1/G1“, 
dessen beabsichtigte Aufstellung im Amtsblatt Nr. 
3/1997, Seiten 5 und 6, kundgemacht wurde, durch 4 
Wochen, und zwar in der Zeit vom 16.10. 1997 bis ein-
schließlich 13.11.1997 beim Magistrat Sbg, Mag. Abt. 
9/00 - Raumplanung und Verkehr, Franz Josef Straße 3, 
2. Stock während der für den Parteienverkehr bestimmten 
Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht aufgelegt wird. 
 
Die in Betracht kommenden Dienststellen des Bundes, 
die gesetzlichen beruflichen Vertretungen sowie die 
sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
Planungsinteressen verfolgen, und die Personen, die ein 
berechtigtes Interesse glaubhaft machen, sind berechtigt, 
innerhalb der Auflagefrist begründete schriftliche Ein-
wendungen vorzubringen. Die Einwendungen sind durch 
geeignete Unterlagen so zu belegen, daß eine einwand-
freie Beurteilung möglich ist. 
 

Für den Bürgermeister: 
Der Bürgermeister-Stellvertreter: 

Johann Padutsch 
______________________________________________ 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 9/00/22911/97/79 

Salzburg, 7. Oktober 1997 
 
 
Betrifft: 
Bebauungspläne der Grundstufe "Münchner Bundes-
straße Süd-West 2/G1 bis 16/G1“; hier: öffentliche 
Auflage der Entwürfe 
 

Kundmachung 
 
Gemäß § 38 Abs. 2 des Salzburger Raumordnungsgeset-
zes 1992 - ROG 1992, LGBl.Nr. 98/1992, wird kundge-
macht, daß die Entwürfe der Bebauungspläne der 
Grundstufe „Münchner Bundesstraße Süd-West 2/G1 bis 
16/G1“, deren beabsichtigte Aufstellung im Amtsblatt 
Nr. 3/1997, Seiten 5 und 6, kundgemacht wurde, durch 4 
Wochen, und zwar in der Zeit vom 16.10. 1997 bis ein-
schließlich 13.11.1997 beim Magistrat Sbg, Mag. Abt. 
9/00 - Raumplanung und Verkehr, Franz Josef Straße 3, 
2. Stock während der für den Parteienverkehr bestimmten 
Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht aufgelegt werden. 
 
Die in Betracht kommenden Dienststellen des Bundes, 
die gesetzlichen beruflichen Vertretungen sowie die 
sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts, die 
Planungsinteressen verfolgen, und die Personen, die ein 
berechtigtes Interesse glaubhaft machen, sind berechtigt, 
innerhalb der Auflagefrist begründete schriftliche Ein-
wendungen vorzubringen. Die Einwendungen sind durch 
geeignete Unterlagen so zu belegen, daß eine ein-
wandfreie Beurteilung möglich ist. 

 
Für den Bürgermeister: 

Der Bürgermeister-Stellvertreter: 
Johann Padutsch 

______________________________________________ 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 9/00/53875/96/100 

Salzburg, 1. Oktober 1997 
 

 
Betrifft:  
Bebauungsplan der Grundstufe "Bahnhofsvorplatz 
1/G1"hier: Berichtigung der Kundmachung vom 23. 
September 1997 im Amtsblatt Nr. 18/1997 
 

Berichtigung 
 
Die in der gegenständlichen Angelegenheit erfolgte 
Kundmachung vom 23.9.1997, Zahl: 9/00/53875/96/87, 
abgedruckt im Amtsblatt der Landeshauptstadt Salzburg 
Nr. 18/1997 auf Seite 2., wird dahingehend berichtigt, 
daß folgende formelle Änderung im Sinne des § 19 Abs. 
5 des Salzburger Stadtrechtes 1966, LGBl.Nr. 47/1966 
idF LGBl.Nr. 16/1997, vorgenommen wird, daß das im 
ersten Satz der Kundmachung enthaltene Zahlwort 
"sechs" durch das Zahlwort "vier" ersetzt wird. 
 

Der Magistratsdirektor: 
Ing. Dr. Josef Riedl 

______________________________________________ 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 9/00/53875/96/101 

Salzburg, 1. Oktober 1997 
 

 
Betrifft:  
Bebauungsplan der Grundstufe "Bahnhofsvorplatz 
2/G1", hier: Berichtigung der Kundmachung vom 23. 
September 1997 im Amtsblatt Nr. 18/1997 
 

Berichtigung 
 
Die in der gegenständlichen Angelegenheit erfolgte 
Kundmachung vom 23.9.1997, Zahl: 9/00/53875/96/86, 
abgedruckt im Amtsblatt der Landeshauptstadt Salzburg 
Nr. 18/1997 auf Seite 2., wird dahingehend berichtigt, 
daß folgende formelle Änderung im Sinne des § 19 Abs. 
5 des Salzburger Stadtrechtes 1966, LGBl. Nr. 47/1966 
idF LGBl.Nr. 16/1997, vorgenommen wird, daß das im 
ersten Satz der Kundmachung enthaltene Zahlwort 
"sechs" durch das Zahlwort "vier" ersetzt wird. 
 

Der Magistratsdirektor: 
Ing. Dr. Josef Riedl 
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Magistrat Salzburg 
Zahl: 9/00//53875/96/102 

Salzburg, 1. Oktober 1997 
 
Betrifft:  
Bebauungsplan der Grundstufe "Bahnhofsvorplatz 
3/G1", hier: Berichtigung der Kundmachung vom 23. 
September 1997 im Amtsblatt Nr. 18/1997 
 

Berichtigung 
 
Die in der gegenständlichen Angelegenheit erfolgte 
Kundmachung vom 23.9.1997, Zahl: 9/00/53875/96/85, 
abgedruckt im Amtsblatt der Landeshauptstadt Salzburg 
Nr. 18/1997 auf Seite 3., wird dahingehend berichtigt, 
daß folgende formelle Änderung im Sinne des § 19 Abs. 
5 des Salzburger Stadtrechtes 1966, LGBl. Nr. 47/1966 
idF LGBl.Nr. 16/1997, vorgenommen wird, daß das im 
ersten Satz der Kundmachung enthaltene Zahlwort 
"sechs" durch das Zahlwort "vier" ersetzt wird. 
 

Der Magistratsdirektor: 
Ing. Dr. Josef Riedl 

______________________________________________ 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 9/00//53875/96/103 

Salzburg, 1. Oktober 1997 
 
Betrifft:  
Bebauungsplan der Grundstufe "Bahnhofsvorplatz 
4/G1", hier: Berichtigung der Kundmachung vom 23. 
September 1997 im Amtsblatt Nr. 18/1997 
 

Berichtigung 
 
Die in der gegenständlichen Angelegenheit erfolgte 
Kundmachung vom 23.9.1997, Zahl: 9/00/53875/96/84, 
abgedruckt im Amtsblatt der Landeshauptstadt Salzburg 
Nr. 18/1997 auf Seite 3., wird dahingehend berichtigt, 
daß folgende formelle Änderung im Sinne des § 19 Abs. 
5 des Salzburger Stadtrechtes 1966, LGBl. Nr. 47/1966 
idF LGBl.Nr. 16/1997, vorgenommen wird, daß das im 
ersten Satz der Kundmachung enthaltene Zahlwort 
"sechs" durch das Zahlwort "vier" ersetzt wird. 
 

Der Magistratsdirektor: 
Ing. Dr. Josef Riedl 

 

 Beschlüsse und Bausperren 
 
keine 
 

Ihr direkter Draht zur 
Info-Z-Redaktion 

(0662) 8072-2501 

  

  Öffentliches Gut 
 Gemeingebrauch/(Ent-)Widmungen 
 

 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 4/02/57822/97/5 

Salzburg, 1. Oktober 1997 
 
 
Betrifft: 
Neubau des Kongreßhauses, Teile der Parz. Nr. 3752 
und Nr. 3753/1 je Gb. Froschheim (KG 56537 Salz-
burg); Aufhebung des Gemeingebrauches 
 

Kundmachung 
 
Der Bauausschuß der Landeshauptstadt Salzburg hat in 
seiner Sitzung am 30. September 1997 beschlossen, Teile 
der Grundstücke Nr. 3752 und Nr. 3753/1 je Gb. 
Froschheim (KG 56537 Salzburg) mit einem Ausmaß 
von insgesamt 291 m² vom öffentlichen Gut der Stadt-
gemeinde Salzburg abzuschreiben und diesbezüglich die 
Widmung des Gemeingebrauches aufzuheben. 
 

Für den Bürgermeister: 
Dr. Helmut Stadler 

Senatsrat 
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 Sonstiges 
 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: MD/00/44613/97/4 

Salzburg, 8. Oktober 1997 
 
 
Betrifft: 
Abänderungen der  
a) Gemeinderatsgeschäftsordnung (1. GGO-Novelle 1997) 
 und der 
b) Magistratsgeschäftsordnung (1. MGO-Novelle 1997);  
hier: Berichtigung der Kundmachung vom 10.9.1997 
im Amtsblatt Nr. 18/1997 
 

Berichtigung 
 
Die in der gegenständlichen Angelegenheit erfolgte 
Kundmachung vom 10. September 1997, Zahl 
MD/00/44613/97/4, abgedruckt im Amtsblatt der Lan-
deshauptstadt Salzburg Nr. 18/1997 auf Seite 4 ff wird 
dahingehend berichtigt, daß folgende formelle Änderung 
im Sinne des § 19 Abs.5 des Salzburger Stadtrechtes 
1966, LGBl.Nr. 47/1966 idF LGBl. Nr. 16/1997, vorge-
nommen wird, daß in Artikel I (Gemeinderatsgeschäfts-
ordnung) unter Punkt 7a im neu gefaßten § 32 Abs.2 im 
letzten Satz das Wort "Büremeister" richtig "Bürger-
meister" zu lauten hat. 
 

Der Magistratsdirektor: 
Ing. Dr. Josef Riedl 

______________________________________________ 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 8/05/56424/97/2 

Salzburg, 6. Oktober 1997 
 
 
Betrifft: 
Parkgebührenverordnung der Stadt Salzburg; Abän-
derung, 10. Novelle 
 

Kundmachung 
 
Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Salzburg hat in 
seiner Sitzung am 10.9.1997 beschlossen: 
 
Die Parkgebührenverordnung der Stadt Salzburg 
(Parkgebührenverordnung 1990), Beschluß des Gemein-
derates vom 4. April 1990, kundgemacht im Amtsblatt 
Nr. 7/1990 und Nr. 10/1990 (Druckfehlerbeichtigung), 
zuletzt geändert durch den Gemeinderatsbeschluß vom 
12. Juli1995, kundgemacht im Amtsblatt Nr. 14/1995 

wird mit Wirksamkeit vom 1. November 1995 dahinge-
hend abgeändert, daß 
 
A) § 1 Abs. 1 Ziffer 3): 
 

"3) Straßen innerhalb jenes Teiles des Kurzparkzonen-
gebietes "Linke nördliche Altstadt - Riedenburg - 
Maxglan - Mülln - Lehen Süd", der im beiliegenden, 
einen Bestandteil dieser Verordnung bildenden La-
geplan mit der Bezeichnung "Anlage A zur Verord-
nung Zahl 8/05/56424/97/2" schraffiert dargestellt 
ist." 

 

B) § 1 Abs. 1 Ziffer 8): 
 

"8) Straßen innerhalb jenes Teiles des Kurzparkzonen-
gebietes "Lehen Nord", der im beiliegenden, einen 
Bestandteil dieser Verordnung bildenden Lageplan 
mit der Bezeichnung "Anlage B zur Verordnung Zahl 
8/05/56424/97/2 schraffiert dargestellt ist." 

 

zu lauten hat. 
 

Gemäß § 19 Abs. 1 des Salzburer Stadtrechtes 1966 
erfolgt hiemit die Kundmachung durch Auflegung zur 
öffentlichen Einsicht während der für den Parteienver-
kehr bestimmten Amtsstunden (§ 13 Abs. 5 AVG) des 
Magistrates (bei der Magistratsabteilung 8/05 - Parkge-
bührenamt, Mirabellplatz 6, 3. Stock, Zimmer 1). 
 

Für den Bürgermeister: 
Mag. Wilhelm Rader e.h. 

______________________________________________ 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 8/01/20201/97/10 

Salzburg, 6. Oktober 1997 
 
Betrifft: 
Steuerterminkalender November 1997 
 

Städtische Steuern und  
Abgaben im November 1997 

 
15. Getränkesteuer für September 1997 
 Speiseeissteuer für September 1997 
 Anzeigenabgabe für September 1997 
 Ortstaxe u. bes. Fonds- 
 beitrag gem. Sbg. 
 Fremdenverkehrsgesetz für September 1997 
 
 Ankündigungsabgabe für Oktober 1997 
 Kommunalsteuer für Oktober 1997 
 Grundsteuer, Abfall- u. 
 Kanalbenützungsgebühr für das 4. Quartal 1997 
 

Für den Bürgermeister: 
W. Mayrhofer 
Oberamtsrat 
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Magistrat Salzburg 
Zahl: 9/00/77801/94/104 

Salzburg, 14. August 1997 
 
Betrifft: 
Verkehrsleitbild, Gemeinderatsbeschluß vom 7. Mai 
1997; hier: Verlautbarung 
 

Verlautbarung 
 
Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Salzburg hat am 
7. Mai 1997 das im Verkehrsforum erarbeitete Verkehrs-
leitbild als Handlungsanweisung für die zuständigen 
Ämter und Dienststellen der Stadt zur Planung und Um-
setzung verkehrswirksamer Maßnahmen in der nachfol-
genden Fassung vorgegeben. Laut Beschluß des Ge-
meinderates hat auch das "Verkehrspolitische Ziel- und 
Maßnahmenkonzept" aus dem Jahr 1986 nach wie vor 
Gültigkeit. 
 

Verkehrsleitbild der Stadt Salzburg 
(Ziele und Prioritäten) 

 
Gliederung 
 
Präambel und Prioritäten 
 

A Verkehr und seine Vernetzung mit anderen Hand-
lungsfeldern 

 I. Allgemeine Ziele 
 II. Stadt- und Regionalentwicklung 
 III. Wirtschaft 
 IV. Natur und Umwelt 
 V. Mensch / BürgerInnen 
 

B Fußgänger- und Radverkehr 
C ÖPNV 
D Ruhender Kfz-Verkehr 
E Fließender Verkehr (mIV) 
F Gesamtstadt-Verkehrsberuhigung 
G Anhebung der Verkehrssicherheit 
H Quantitative Ziele zum Modal Split 
I Gedanken zu einer neuen Verkehrs-Kultur 
 
Präambel 
 

Unsere modernen Städte sind Zentren des Wohnens, der 
Wirtschaft und Verwaltung, der Arbeit und Versorgung, 
der Kultur und Ausbildung, der Erholung und weiterer 
urbaner Funktionen. Sie haben sich im Lauf der Ge-
schichte an geographisch und verkehrsmäßig begünstig-
ten Standorten entwickelt. 
Der Stadt Salzburg wurde vor genau 1000 Jahren, im 
Jahre 996, wegen ihrer zentralen Bedeutung als Waren-
umschlagplatz das Marktrecht verliehen. Heute ist die 
Region Salzburg einer der attraktivsten Lebens- und 
Wirtschaftsräume Europas. Die Stadt Salzburg als Ober-
zentrum dieser Region ist der Mittelpunkt der neuge-

schaffenen ”Euregio Salzburg - Berchtesgadener Land - 
Traunstein”. 
 
Die für jeden derzeit schon erkennbare Zuspitzung der 
Verkehrsprobleme hat insbesondere im Zusammenhang 
mit den von unabhängigen Wissenschaftern erarbeiteten 
Verkehrsszenarien für die Zukunft dringenden Hand-
lungsbedarf deutlich gemacht. Durch die deshalb unbe-
dingt notwendigen verkehrspolitischen Maßnahmen soll 
die Attraktivität der Stadt Salzburg als Lebensraum und 
Wirtschaftsstandort nicht nur nicht ernsthaft gefährdet, 
sondern im Gegenteil gestärkt und gefördert werden. 
 

Aufgrund der teilweise erheblich voneinander abwei-
chenden Interessen aller vom Verkehr betroffenen Grup-
pen war es der Politik bisher nicht möglich, sich zu einer 
einheitlichen, konsequenten und langfristigen Verkehrs-
politik durchzuringen. 
 

Daher haben über Einladung des für den Verkehr zu-
ständigen Politikers Vertreter aus allen vom Verkehr be-
troffenen Gruppen im Rahmen eines Verkehrsforums alle 
Kräfte angespannt, um nach intensiven Diskussionen den 
größtmöglichen Konsens für eine zukünftige 
Verkehrspolitik zu finden. Dieser hart erarbeitete Kon-
sens findet seinen Niederschlag in diesem Verkehrs-
leitbild. 
 

Die Aufrechterhaltung aller urbanen Funktionen der 
Stadt - im Spannungsfeld von größtmöglicher Entfaltung 
privater Einzelinteressen innerhalb von Grenzen, die Po-
litik und Verwaltung im Sinne eines wohlverstandenen 
Gemeinwohlinteresses setzen müssen (Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und langfristige Sicherung der 
Lebensgrundlagen nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit), 
ist ein unverzichtbarer Bestandteil städtischen Lebens 
und eine vordringliche Aufgabe von Bund, Land und 
Gemeinde. Nachhaltigkeit läßt sich sehr vereinfacht und 
verallgemeinert definieren als eine Entwicklung, die die 
Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, 
daß künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht 
oder nicht mehr befriedigen können.  
 

Verkehr ist in seiner dienenden Funktion Mittler zwi-
schen den o.g. städtischen Grundfunktionen. Für die 
städtische Verkehrspolitik ist die Sicherung der Mobilität 
der BürgerInnen unter menschen- und umweltver-
träglichen Bedingungen daher die wichtigste Aufgabe. 
Unter dem Gesichtspunkt der Gleichberechtigung aller 
VerkehrsteilnehmerInnen und angemessener Abwägung 
der Interessen ist eine funktionierende Verkehrsinfra-
struktur bereitzustellen und an den absehbaren Erfor-
dernissen städtischen Lebens im nächsten Jahrtausend 
auszurichten. Der Gemeinderat geht dabei von einem 
integrierten Verkehrssystem aus, das die einzelnen Ver-
kehrsarten nicht als konkurrierend versteht, sondern die 
jeweiligen spezifischen Nutzen und Vorteile in angemes-
sener Weise zur Förderung des Gemeinwohls miteinan-
der verknüpft. 
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Der Gemeinderat empfiehlt, vor der Umsetzung ver-
kehrspolitischer Planungen und Maßnahmen den Bür-
gerInnen und Interessenvertretungen einschließlich der 
Wirtschaft eine umfassende Beteiligung und Mitspra-
chemöglichkeit einzuräumen. Dabei sind seitens des 
Verkehr- sowie Straßenbauressorts und der Verkehrspla-
nung jeweils nicht nur die kleinräumigen Auswirkungen 
darzulegen, sondern auch die Folgewirkungen, die sich 
aus einer konkreten Planungsmaßnahme für den ge-
samtstädtischen Bereich und das Umland ergeben. 
 

Zur Beurteilung der Zielerreichung ist eine begleitende 
Kontrolle einzurichten, anhand derer kontinuierlich - 
spätestens in fünf Jahren - die Übereinstimmung der tat-
sächlichen mit der gewünschten Verkehrsentwicklung 
überprüft wird. Die Ergebnisse dieser begleitenden Kon-
trolle sollen dann Basis für eine allfällige Maßnahmen-
korrektur sein. 
 
Prioritäten 
 

Die Stadtentwicklungs- und Verkehrspolitik von Salz-
burg muß sich am Erfordernis der Bevölkerung nach 
Gewährleistung einer optimalen Lebensqualität orientie-
ren. Dazu gehören der Schutz der Gesundheit und die 
Aufrechterhaltung einer intakten Umwelt ebenso, wie die 
Sicherung von Wirtschaft und Arbeitsplätzen, wozu die 
Aufrechterhaltung einer funktionierenden Verkehrsin-
frastruktur unabdingbar ist. Die sich daraus ergebende 
Bedeutungsreihenfolge für Ziele und Maßnahmen lautet, 
vor dem Hintergrund der Bewältigung der bestehenden 
Verkehrsprobleme, wie folgt: 
 

1. Verkehrsvermeidung 
 Umfaßt alle Maßnahmen, die die Entstehung unnöti-

ger bzw. vermeidbarer Verkehrswege und -mengen 
vermeiden helfen. 

2. Verkehrsverlagerung 
 Umfaßt alle Maßnahmen, die eine Verlagerung  von 

stärker umweltbelastenden hin zu weniger belasten-
den Verkehrsmitteln unterstützen und Alternativen 
ohne Einschränkung der Mobilität aktiv fördern. 

3. Verkehrsverbesserung 
 Umfaßt alle diejenigen Maßnahmen, die geeignet 

sind, durch Rationalisierung und Einsatz moderner 
Techniken die Verkehrsabläufe zu optimieren. 

4. Verkehrsberuhigung 
 Umfaßt alle Maßnahmen, die die negativen Auswir-

kungen des Kfz-Verkehrs vor allem in Hinsicht auf 
die Verkehrssicherheit und Wohnqualität reduzieren 
oder vermeiden helfen. 

 

Notwendig ist die Entwicklung von Strategien durch die 
Politik, die eine Verhaltensänderung bezüglich der Ver-
kehrsmittelwahl aus Bewußtseinswandel bewirken. Im 
Bereich der kommunalen Handlungsinstrumente haben 
dabei Information und Aufklärung mit dem Ziel der Be-
wußtseinsveränderung und Einsicht in Notwendigkeiten 
grundsätzlich Vorrang vor Maßnahmen der indirekten 

Steuerung über Kosten, und diese wiederum vor regle-
mentierenden Maßnahmen. 
 
A: Verkehr und seine Vernetzung mit 

anderen Handlungsfeldern 
 

I. Allgemeine Ziele 
 

1. Die Menschen mit ihren Bedürfnissen nach Lebens-
qualität, zu der unter anderen die Mobilität, die Er-
haltung der Kultur- und Naturräume und der Schutz 
der Gesundheit gehören, haben im Mittelpunkt der 
städtischen Verkehrspolitik zu stehen. 

 

2. Die städtische Verkehrspolitik hat volkswirtschaftli-
chen Zielsetzungen den Vorrang vor einzelwirt-
schaftlichen Interessen zu geben. Sie hat auch den In-
teressen aller BürgerInnen der Stadt den Vorrang vor 
den Interessen einzelner zu geben, wie überhaupt das 
Gemeinwohl im Vordergrund zu stehen hat. 

 

3. Der sozialen Ausgewogenheit des Verkehrssystems 
(Wahrung der Chancen für alle sozialen Gruppen) ist 
besonderes Augenmerk zu schenken. 

 

4. Verkehr soll Mittel zum Zweck sein. In diesem Sinne 
ist Mobilität als Möglichkeit, verschiedene Standorte 
für die Aktivitäten der Menschen möglichst ungehin-
dert zu erreichen, zu fördern. ”Zwangsmobilität”, die 
z. B. durch Zersiedelung und Nutzungsentflechtung 
oder ein schlechtes Angebot an öffentlichen Ver-
kehrsmitteln verursacht wird, ist zu vermeiden. 

 

5. Mobilitätsfreiheit des einzelnen darf nicht auf Kosten 
des Gemeinwohls gehen. Bei annähernd gleichem 
Wirkungsgrad sollen vorrangig die Verkehrsmittel 
zum Einsatz kommen, die für die jeweilige Aufgabe 
am besten geeignet sind, wobei dem Verkehrsmittel 
mit den geringeren Nachteilen für Mensch und Natur 
der Vorrang einzuräumen ist. Ein umfassender Ge-
sundheits- und Umweltschutz sowie die Verkehrssi-
cherheit müssen deshalb Grenzen für die freie Mobi-
lität dort setzen, wo der Schutz allgemeiner Interessen 
Vorrang haben muß. 

 

6. Verkehrspolitik soll von möglichst vielen gesell-
schaftlichen Gruppen akzeptiert und getragen werden. 
Hierzu sind eine umfassende Informationspolitik und 
frühzeitige Mitwirkungsmöglichkeit erforderlich. 

 

7. Salzburg und sein Umland müssen eine gemeinsame, 
Stadt-, Landes- und Bundesgrenzen überschreitende 
Verkehrspolitik verfolgen. 

 

8. Alle verkehrsrelevanten Maßnahmen der Stadt Salz-
burg sind vor der Realisierung auf ihre Übereinstim-
mung mit dem Verkehrsleitbild Salzburg zu überprü-
fen. Bei allen verkehrsrelevanten, die Stadt Salzburg 
betreffenden Maßnahmen des Bundes wie des Landes 
sind die verantwortlichen PolitikerInnen aufgefordert, 
auf die Einhaltung des Verkehrsleitbildes der Stadt 
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Salzburg zu achten. Stadt und Land Salzburg haben 
für eine zeitgerechte Willensbildung und De-
tailplanung zu sorgen. Sie müssen die über die eige-
nen finanziellen Möglichkeiten hinausgehenden Fi-
nanzmittel für die notwendigen Maßnahmen im Sinne 
dieses Leitbildes bei Bund und Europäischer Union 
einfordern. Im besonderen sollen dazu auch die 
Möglichkeiten der neugegründeten ”Euregio Salzburg 
- Berchtesgadener Land - Traunstein” genutzt 
werden. 

 

9. Mittel- bis langfristig wirkende Lösungen sind zu 
entwickeln. Sie sind unbedingte Voraussetzung, um 
auf breiter Basis von einem Nachsorge- zu einem 
Vorsorge-Denken zu kommen. 

 
II. Stadt- und Regionalentwicklung 
 

1. Die Wechselbeziehungen zwischen Verkehr und 
wichtigen Aspekten der Stadt- und Regionalentwick-
lung erfordern eine integrierte Verkehrsplanung, die 
die gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen den ein-
zelnen Verkehrsarten, aber auch zwischen dem Ver-
kehr und den unterschiedlichen räumlichen Nutzun-
gen sowie die Auswirkungen auf die Umwelt berück-
sichtigt. Die in den letzten Jahrzehnten betriebene 
Nutzungstrennung in der Stadt und Region bewirkt in 
der Gegenwart und auf absehbare Zeit ein erhöhtes 
Verkehrsaufkommen, welches nun unter Sicherstel-
lung der Erreichbarkeit aller urbanen Funktionen 
(Wohnort, Arbeitsplatz, Versorgungs-, Wirtschafts-, 
Freizeit-, Bildungs- und Kultureinrichtungen) öko-
nomisch, sozial und ökologisch verträglich geordnet 
werden muß. 

 

2. Stadt, Land und Bund haben darüber hinaus konse-
quent Maßnahmen zu ergreifen, die zur Minimierung 
der Entfernung zwischen Wohnen, Arbeiten, Lernen, 
Versorgen und Erholen beitragen und damit das Ver-
kehrsaufkommen verringern (Stadt der kurzen Wege).  

 Die Stadt- und Regionalentwicklungsplanung muß 
darauf ausgerichtet sein, die verschiedenen Funkti-
onsbereiche innerhalb der Stadt so zuzuordnen, daß 
ein möglichst hoher Anteil der erforderlichen Wege 
zu Fuß, mit dem Fahrrad oder dem öffentlichen Per-
sonennahverkehr zurückgelegt werden kann. 

 Auch die Möglichkeiten der Telekommunikation sind 
zu nutzen, um das Verkehrsaufkommen zu verrin-
gern. 

 Die Landesregierung hat im Wege der Raumordnung 
sicherzustellen, daß keine weiteren großen Ver-
sorgungsbetriebe (Einkaufszentren) im Umland er-
richtet werden. 

 

3. Bei den weiter wachsenden Flächenansprüchen sollte 
vorrangig eine ökologisch und ökonomisch verträg-
liche Verdichtung angestrebt werden. Neue Nut-
zungsflächen sind an leistungsfähige Linien des 
ÖPNV anzubinden. 

4. Für Fahrten zwischen der Stadt Salzburg und dem 
Umland ist der regionale Schienen- und Busverkehr 
stärker als bisher zu aktivieren und insbesondere der 
Regionalbahnbau zügig voranzutreiben. 

 

5. Für PendlerInnen müssen attraktive ÖPNV-Angebote 
geschaffen werden. 

 

6.  Die Radwege-Anbindung der Stadt Salzburg an die 
Umlandgemeinden ist zu optimieren und weiter aus-
zubauen. 

 
III. Wirtschaft 
 

1. Die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft wird durch 
das Verkehrssystem wesentlich mitbestimmt. Die 
Aufrechterhaltung des Wirtschaftsverkehrs ist unbe-
dingt sicherzustellen. Der Wirtschaftsverkehr ”umfaßt 
den Liefer- und Güternahverkehr sowie den Ge-
schäfts- und Dienstreiseverkehr, also den Verkehr, 
der mit der Herstellung und Verteilung von Gütern, 
Waren, Leistungen und Informationen verbunden ist”.  

 

Die notwendige Erreichbarkeit der Betriebe, auch des 
Einzelhandels (als Arbeitsplatz, zur Anlieferung und 
Abholung, Kauf von Gütern und Dienstleistungen), ist 
jedoch nicht gleichbedeutend mit einer uneingeschränk-
ten Kfz-Erreichbarkeit. 
 

2. Neben der ÖPNV-Erschließung und Anreizen zu sei-
ner Benutzung sind insbesondere neue Organisa-
tionsformen für Lieferdienste (Güter-, Citylogistik) zu 
entwickeln. 

 
IV. Natur und Umwelt 
 

1. Planungen und Konzepte für den Verkehr müssen 
künftig mehr unter dem Aspekt der raschen und 
nachhaltigen Verbesserung der globalen und lokalen 
Umweltqualität beurteilt werden. Sie müssen sich u.a. 
an dem Ziel der 50%igen Minderung der CO2-
Emissionen bis zum Jahr 2010 orientieren, das dem 
einstimmigen Beschluß des Salzburger Gemeindera-
tes vom 14.11.1990 zugrunde liegt, mit dem die Stadt 
Salzburg dem ”Klimabündnis zum Erhalt der Erdat-
mosphäre” beigetreten ist. 

 

2. Die Luftbelastung und Lärmbelastung sowie die Be-
einträchtigung des Grundwassers und des Bodens 
durch Verkehr sind soweit zu vermindern, daß eine 
Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung und andere 
Schäden (z. B. an Vegetation und städtischer Bau-
substanz) auszuschließen sind. 

 

3. Durch eine Förderung umweltfreundlicher Verkehrs-
systeme soll zur Energieeinsparung beigetragen wer-
den. 

 

4. Der Verbrauch und die Zerschneidung der nicht be-
liebig verfügbaren Freiflächen durch Verkehrswege 
und Verkehrsflächen für den ruhenden Verkehr (siehe 
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Kapitel D, 1.) sind zu vermindern, um Boden und 
Landschaftsbild sowie Lebensräume von Pflanzen, 
Tieren und Menschen zu bewahren. 

 
V. Mensch / BürgerInnen 
 

1. Es sind Formen der Information, Aufklärung und des 
Lernens zu entwickeln, die zu freiwilligen Bewußt-
seins- und Verhaltensänderungen aus Einsicht in die 
Notwendigkeit führen (neue Verkehrs-Kultur).  

 

2. Die Zahl der Verunglückten durch Straßenverkehrs-
unfälle in Salzburg sollte durch geeignete Maßnah-
men drastisch gesenkt werden. Es sind alle Möglich-
keiten auszuschöpfen, die das Unfallrisiko verringern 
und Schaden an Leib und Seele weitestgehend aus-
schließen. 

 

3. Die unbeschränkte Nutzbarkeit von Verkehrsanlagen 
und Verkehrsmitteln für Mobilitätsbehinderte ist si-
cherzustellen. 

 
B: Fußgänger- und Radverkehr 
 

Fußgängerverkehr 
 

1. Das gefahrlose Zufußgehen ist ein wichtiger Maßstab 
für die zukünftige Verkehrspolitik. FußgängerInnen 
soll das Überqueren von Straßen leicht und gefahrlos 
ermöglicht werden. FußgängerInnen soll ein lücken-
loses Netz ausreichend breiter Gehwege ohne Behin-
derungen, Barrieren und Umwege angeboten werden. 
Der öffentliche Verkehr soll leicht und sicher zu-
gänglich sein. Die Grundbedürfnisse sollen soweit als 
möglich im fußläufigen Bereich abgedeckt sein. Auch 
die Trennwirkung von Salzach, Eisenbahnanlagen 
und Autobahn soll verringert werden. 

 

2. Das Zufußgehen ist als besonders umweltfreundliche 
Verkehrsart zu fördern. Bei der Gestaltung von Stra-
ßen und Plätzen, insbesondere in Fußgängerzonen, 
sind die Anforderungen der FußgängerInnen nach 
bequemer, attraktiver und sicherer Fortbewegung 
bzw. nach einem angenehmen Aufenthalt zu berück-
sichtigen. 

 

3. Initiativen zur Förderung des Fußgängerverkehrs be-
absichtigen vor allem die Vermeidung von Kurz-
streckenfahrten mit dem Auto. Werden die derzeit mit 
dem Auto durchschnittlich zurückgelegten Wege-
längen betrachtet, so ist hier ein beträchtliches Ein-
sparungspotential gegeben, und somit ein Beitrag zur 
umweltgerechten Lösung der Verkehrsprobleme zu 
erzielen. 

 
Radverkehr 
 

1. Das Radverkehrsnetz der Stadt Salzburg soll künftig 
im Prinzip alle Orte, wo Menschen wohnen, wo so-
ziale, wirtschaftliche und andere menschliche Aktivi-
täten stattfinden, miteinander verbinden. 

2. Ziel muß sein, so vielen Radfahrenden wie möglich 
direkte Verbindungen in guter Qualität anzubieten. 
Die Optimierung des bestehenden Radverkehrsnetzes, 
die Netzverdichtung - also das Anlegen neuer 
Verbindungen - ist in Angriff zu nehmen. 

 

3. Ziel ist, daß das angestrebte Radverkehrsnetz folgen-
den Hauptforderungen gerecht wird: 

 

• Zusammenhang: 
 Die Radverkehrsinfrastruktur stellt eine zusam-

menhängende Gesamtheit dar und erschließt alle 
Quellen und Ziele von Radfahrenden 

• Direktheit: 
 Die Radverkehrsinfrastruktur bietet den Radfah-

renden immer eine möglichst direkte Route (Um-
wege bleiben auf ein Minimum beschränkt). 

• Attraktivität / Komfort: 
 Die Radverkehrsinfrastruktur ist derart gestaltet 

und in die Umgebung eingepaßt, daß Radfahren 
attraktiv ist. 

 Die Radverkehrsinfrastruktur ermöglicht einen 
zügigen und komfortablen Verkehrsfluß des Rad-
verkehrs. 

• Sicherheit: 
 Die Radverkehrsinfrastruktur gewährleistet die 

Verkehrssicherheit von Radfahrenden und ande-
ren VerkehrsteilnehmerInnen. 

 

4. Der Einsatz des Fahrrades als Zubringer für den ÖV 
(öffentlicher Verkehr ist auch Fernverkehr) ist zu för-
dern. 

 

5. Die Bedeutung des Radverkehrs hinsichtlich des 
volkswirtschaftlichen Nutzens ist bei der Vergabe der 
vorhandenen Budgetmittel zu berücksichtigen. 

 

6. Durch die Möglichkeiten der Bewußtseinsbildung 
sind der hohe Wert und die Vorteile des Radverkehrs 
allen VerkehrsteilnehmerInnen näherzubringen und 
somit die soziale Akzeptanz des Radverkehrs zu er-
höhen. 

 

7. Bei der Umsetzung der Ziele für den Radverkehr sind 
auch die Bedürfnisse der anderen Verkehrsteilneh-
merInnen zu berücksichtigen. 

 
C: ÖPNV 
 

1. Anzustreben ist die Schaffung eines Stadt- und Re-
gionalverkehrssystems mit zumutbarer Tür-zu-Tür-
Reisezeit, ganztägiger Verfügbarkeit und einer dem 
internationalen Vergleich standhaltenden Verkehrs-
qualität, also ein öffentliches Verkehrssystem, das die 
Region flächenhaft erschließt, die vorhandene Infra-
struktur optimal nutzt und fehlende Infrastrukturen 
ausbaut. Insbesondere die prognostizierten Verkehrs-
zuwächse können nur durch einen offensiven und 
kundenfreundlichen Ausbau des ÖPNV bewältigt 
werden. 
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2. Dazu ist ein integriertes ÖPNV-Konzept erforderlich, 
in dem kurz-, mittel- und längerfristige Maßnahmen 
festgelegt werden. Das Ziel muß sein, eine Verkür-
zung der Fahr- und Umsteigzeiten und Intervalle, die 
Verdichtung und Optimierung des Liniennetzes, eine 
bessere Anbindung öffentlicher Verkehrsmittel auf 
kommunaler, regionaler und überregionaler Ebene, 
die Einführung von ÖPNV-Sonderformen (z. B. Ruf-
bussysteme) sowie Komfortverbesserung und ein 
familien- und touristenfreundliches Fahrgastservice 
zu erreichen.  

 Aus sozialen und pädagogischen Gründen ist ein 
kinder-, jugend- und familienfreundliches Tarifsystem 
erforderlich. 

 Eine bessere Koordination in Verkehrsplanung und 
Verkehrsorganisation ist anzustreben, um Reibungs- 
und Zeitverluste (vor allem im Verhältnis Stadt- und 
Landespolitik) zu vermeiden. Ziel ist es insbesondere, 
stärkere Anreize für die Betreiber des ÖPNV zu set-
zen, welche die Angebotsleistung in Richtung Inno-
vation und Konkurrenzfähigkeit gegenüber den ver-
lagerbaren Anteilen des motorisierten Individualver-
kehrs erhöhen. 

 

3. Öffentlichen Verkehrsmitteln und Taxis soll - unter 
Berücksichtigung des Liefer-, Lade- und Dienstlei-
stungsverkehrs - Vorrang eingeräumt werden. Unnö-
tige Behinderungen für den motorisierten Individual-
verkehr sollen dadurch jedoch nicht eintreten. 

 

4. Stadt, Land und Bund werden aufgefordert, den 
massiven Ausbau des öffentlichen Verkehrs zu be-
treiben. 

 Die Stadt wird aufgefordert, zur Finanzierung des 
ÖPNV auf die sofortige Verabschiedung eines Nah-
verkehrs-Finanzierungsgesetzes zu drängen, in dem 
die finanzielle Beteiligung von Bund, Ländern und 
Gemeinden an der Errichtung und am Betrieb der öf-
fentlichen Verkehrsmittel geregelt ist.  

 

5. Der Umstieg (insbesondere der PendlerInnen) vom 
mIV auf den ÖPNV soll durch steuerliche Anreize 
gefördert werden. 

 
D: Ruhender Kfz-Verkehr 
 

1. Durch Attraktivierung des ÖPNV, optimale P + R-
Möglichkeiten (mit Bike + Ride) in der Region und 
an den Stadtgrenzen (mit Kombi-Ticket für ÖPNV 
und Parken) sowie finanzielle Anreize für Dienstge-
berInnen  und DienstnehmerInnen bei Benutzung des 
ÖPNV ist eine bestmögliche Nutzung der nicht 
beliebig vermehrbaren Parkflächen innerhalb der 
Stadtgrenzen zum Wohle der Bevölkerung, des Tou-
rismus und der Wirtschaft anzustreben. 

 

2. Zu den wirksamsten Maßnahmen der Beeinflussung 
des Anteils des mIV zählt eine entsprechende Park-
platzpolitik. Ausreichender Parkraum ist bereitzu-

stellen für 
• die Wohnbevölkerung am Wohnort 
• Behinderte 
• den Wirtschaftsverkehr 
• ArbeitnehmerInnen ohne zumutbare sonstige  
 Alternativen 

 

3. Die öffentlichen Parkhäuser, Tiefgaragen und Stell-
plätze sind nach aufeinander abgestimmten Kriterien 
zu bewirtschaften, wobei die Parkmöglichkeiten bei 
Einkaufszentren am Stadtrand und im angrenzenden 
Bereich miteinzuschließen sind. 

 

4. Ziel der Parkraumbewirtschaftung ist die Beschrän-
kung des mIV auf das notwendige Ausmaß. Die Er-
träge aus Parkgebühren und Strafgeldern sind 
zweckgewidmet für den ÖPNV zu verwenden. 

 

5. Sofern bei Neu- und Umbauten die Verpflichtung zur 
Herstellung einer bestimmten Anzahl von Stellplätzen 
besteht, soll es den Bauwerbenden freigestellt sein, 
aufgrund des tatsächlichen Bedarfs bzw. der Er-
schließung durch den ÖPNV weniger Stellplätze zu 
errichten. 

 

6. Im Umkreis von Garagen wird eine Verlagerung des 
Parkverkehrs vom öffentlichen Straßenraum (inbe-
sondere Hauptstraßen) angestrebt, um Platz für um-
weltfreundliche Verkehrsmittel und Straßenraumge-
staltung zu gewinnen. 

 

7. In Tiefgaragen ist die Schaffung von ausgewiesenen 
Frauenparkplätzen im gut beleuchteten Ausgangsbe-
reich zu forcieren. 

 

8. Der Parksuchverkehr ist zu verringern. Hierzu ist u. a. 
ein Parkleitsystem einzurichten. 

 

9. Auch die Infrastruktur für den ruhenden Fahrradver-
kehr muß bedarfsgerecht und zeitgemäß sein. 

 

10. Um den Autoverkehr aus und in die Region zu redu-
zieren, muß grundsätzlich die direkte ÖV-Erschlie-
ßung Vorrang vor P + R im Stadtgebiet und am 
Stadtrand haben. 

 

 Entlang den ÖV-Linien in der Region ist ein dezen-
trales, räumlich gestaffeltes P + R-System an den 
Haltestellen und Bahnhöfen anzubieten. 

 Für den Tourismus sind auch am Stadtrand ausrei-
chende P + R-Plätze mit leistungsfähigem ÖPNV-
Anschluß anzubieten. 

 

 Bis zur Verfügbarkeit eines entsprechenden ÖPNV- 
und P + R-Angebotes ist den PendlerInnen die Nut-
zung der P + R-Plätze in Stadtnähe zu ermöglichen. 

 
E: Fließender motorisierter Individual-

verkehr 
 

1. Ziel einer Neuorientierung des motorisierten Indivi-
dualverkehrs muß es sein, den nicht-notwendigen 
motorisierten Individualverkehr einerseits auf den 
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Umweltverbund zu verlagern (wobei insbesondere 
dem Ausbau des ÖPNV wesentliche Bedeutung zu-
kommt) und andererseits seine Ursachen zu beseiti-
gen. Dies gilt sowohl für das bestehende Verkehr-
saufkommen als auch für die zu erwartenden Ver-
kehrszuwächse. 

 

2. Es ist erforderlich, den notwendigen motorisierten 
Individualverkehr nicht zu behindern, ihn aber sozial, 
ökologisch und ökonomisch verträglich zu gestalten. 
Unter notwendigem KfZ-Verkehr werden der 
Wirtschaftsverkehr sowie KfZ-Fahrten, für die keine 
zumutbare Alternative existiert verstanden. 

 

3. Ziel muß es sein, die sozial, ökologisch und ökono-
misch verträgliche Gestaltung des notwendigen mo-
torisierten Individualverkehrs durch die Verwendung 
energiesparender, lärm- und schadstoffarmer KfZ zu 
fördern und Störfaktoren im Bereich Versorgung, 
Wohnen, Ausbildung usw. zu verhindern oder zu re-
duzieren. Dabei muß unbedingt den Erfordernissen 
des Fremdenverkehrs und der flüssigen und kunden-
freundlichen Abwicklung des Wirtschaftsverkehrs 
Rechnung getragen werden. 

 

4. Sollten zur Abwicklung des notwendigen motorisier-
ten Individualverkehrs Straßenneu- und -ausbauten 
erforderlich sein, so sind die gesamtstädtischen 
Auswirkungen dieser Maßnahme(n) zu prüfen. (Siehe 
Allgemeine Ziele.) 

 

 
F: Gesamtstadt-Verkehrsberuhigung 
 

1. Die Straßen der Stadt sind einerseits wichtige Ver-
kehrsadern, andererseits Teil des menschlichen Le-
bensraumes. Wenn die Stadt ein attraktiver Lebens-
raum für Menschen und ein attraktiver Wirtschafts-
standort sein soll, muß ein modernes integriertes 
Verkehrssystem geschaffen werden (erforderlich ist 
vor allem ein massiver Ausbau des ÖPNV). 

 

2. Die zur Erreichung dieser Ziele auch erforderliche 
Verkehrsberuhigung muß so erfolgen, daß dadurch 
der notwendige motorisierte Individualverkehr und 
insbesondere der Wirtschafts-, Einkaufs- und Versor-
gungsverkehr nicht unzumutbar behindert werden. 
Ziel ist es dabei, einen Ausgleich zwischen notwen-
digem Verkehr und vernünftiger Verkehrsberuhigung 
zu finden. Das Thema Verkehrsberuhigung erfordert 
von allen Verantwortlichen und Beteiligten eine be-
sonders sensible Vorgangsweise, weil einerseits die 
Betriebe der Stadt eine für eine funktionierende Wirt-
schaft erforderliche Verkehrsinfrastruktur benötigen, 
andererseits der Wohnbevölkerung ein Höchstmaß an 
Wohn- und Lebensqualität gesichert werden muß. 

 

3. Die Verkehrsberuhigung ist nicht nur aus dem Aspekt 
der räumlich unmittelbar betroffenen Bevölkerung zu 
beurteilen, sondern auch aus der Gesamtsicht der sich 

daraus ergebenden Konsequenzen. Dabei ist graduell 
zu unterscheiden, um welche Art von Straße(n) es 
sich handelt: 

 

• In Bereichen, die überwiegend Wohnzwecken 
dienen, sollen der Straßenraum aufgewertet, die 
Geschwindigkeit durch flächendeckende Tempo-
limits vermindert und die VerkehrsteilnehmerIn-
nen zu erhöhter Vorsicht angehalten werden. 

 

• In Bereichen mit gemischter Nutzung (Gewerbe- 
und Wohngebiet) sind neben dem Bestreben der 
BewohnerInnen nach Verkehrsberuhigung auch 
die verkehrsbezogenen Bedürfnisse der Betriebe 
zu berücksichtigen. 

 

• Auch an Hauptverkehrsstraßen soll die Belastung 
der dort wohnenden Menschen auf nicht gesund-
heitsgefährdende Abgas- und Lärmwerte reduziert 
werden. Anzustreben ist eine Verlagerung mög-
lichst großer Teile des motorisierten Individual-
verkehrs auf umweltfreundliche Verkehrsarten. 

 
G: Anhebung der Verkehrssicherheit 
 

1. Eine Erhöhung der Verkehrssicherheit und die Ver-
meidung von Unfällen sind anzustreben. 

 

2. Das massive Wachstum im Zentralraum Salzburg 
(einschließlich Bayern) erfordert mehr als bisher, der 
Verkehrssicherheit ein stärkeres Augenmerk zu 
schenken und die Trennung der Verkehrsströme 
(Fußgänger, Radfahrer, motorisierter Verkehr), dort 
wo es sinnvoll ist, vorzunehmen sowie Konflikt- und 
Kreuzungspunkte möglichst zu vermeiden. 

 

3. Eine Berücksichtigung der Sicherheitsbedürfnisse von 
Frauen bei allen verkehrsplanerischen Maßnahmen ist 
sicherzustellen. 

 

4. Eine ständige Verbesserung der Schulwegsicherheit 
unter Einbeziehung der betroffenen Schulen 
(Direktion, SchülerInnen, Eltern, LehrerInnen) und 
AnrainerInnen ist sicherzustellen. 

 

5. Eine behindertengerechte Straßenraumgestaltung und 
verbindliche Planungsmitwirkung von Behinderten-
vertreterInnen sind vorzusehen. 

 

6. Eine Vermeidung absehbarer Konflikte zwischen 
VerkehrsteilnehmerInnen (Fußgänger, Radfahrer, 
ÖPNV, mIV) bei verkehrsbaulichen und verkehrs-
rechtlichen Maßnahmen - wobei insbesondere der 
notwendige Wirtschaftsverkehr zu berücksichtigen ist 
- ist anzustreben. 

 
H: Quantitative Ziele zum Modal Split 
 

Um zielgerichtet Maßnahmen(bündel) zur Umsetzung 
des Leitbildes bestimmen und deren Wirksamkeit im 
Zeitablauf beurteilen zu können (Erfolgskontrolle), wer-
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den - auf Basis der Verkehrsuntersuchung 1994 mit 
einem Zielhorizont bis zum Jahr 2010 - für die Ver-
kehrsarten des  Binnen- und des Quell- und Zielverkehrs 
folgende Entwicklungstendenzen empfohlen (s. Tabelle 
unten): 
 
Legende: 
 

++   = stark steigend 
+ = steigend 
0 = gleichbleibend 
- = fallend 
- - = stark fallend 
 

Die ausgewiesenen Tendenzen sind ausdrücklich nicht an 
den  Szenariendefinitionen des Gutachtens von Dr. 
Sammer, Graz, orientiert. Sie stehen jedoch in engem 
Zusammenhang mit den im Verkehrsleitbild formulierten 
Zielen sowie den beispielhaften Maßnahmen. 
 

Binnenverkehr 
 

Tendenz ++ + 0 - -- 
ÖPNV o     
mIV    o  
Rad o     
Fuß  o    
 
 

Quell- und Zielverkehr 
 
Tendenz ++ + 0 - -- 
ÖPNV o     
mIV    o  
Rad   o    
Fuß   o   
 
 
I: Gedanken zu einer neuen Verkehrs-

Kultur 
 

Das Verkehrsgeschehen wird von jedem einzelnen von 
uns mitbestimmt. Ausgehend von dieser These ist die 
Frage zulässig, ob die Verkehrsprobleme auch durch an-
dere als die derzeit vorherrschenden Denkmuster zur 
Mobilität und Nutzung von Verkehrsmitteln sowie zum 
mitmenschlichen Umgang im Verkehrsgeschehen ange-
gangen werden können. 
 

Der Gemeinderat hat diese Frage bejaht. Die darüber an-
gestellten Überlegungen schlagen sich jedoch eher in 
Fragen als in fertigen Antworten nieder. 
 

Als ein wichtiger Maßstab für die Qualität einer neuen 
Verkehrs-Kultur wurde beispielhaft der Umgang mit den 
schwächeren VerkehrsteilnehmerInnen genannt. Welche 
Aufmerksamkeit und welche Chancen haben z.B. behin-

derte MitbürgerInnen, langsame und alte Menschen, 
lebhafte und unaufmerksame Kinder? 
Welches Verständnis von Freiheit herrscht vor? Ist Frei-
heit der Spielraum, der gesetzlich nicht ausdrücklich 
verboten oder durch anwesende Polizisten abgesichert ist, 
oder ist Freiheit ein Gestaltungsraum mit fließenden 
Grenzen, bestimmt durch Respekt vor dem Nächsten, 
Rücksichtnahme und Hineinversetzen in die Lage des 
anderen? 
 

Ist uns Menschen bewußt, daß wir im eigenen Interesse 
verpflichtet sind, Natur und Umwelt mit all ihren viel-
fältigen Lebensformen vor Beeinträchtigung und Zerstö-
rung zu bewahren, um unsere eigenen Lebensgrundlagen 
zu erhalten? Haben künftige Generationen einen An-
spruch auf nachhaltige Lösungen der Verkehrsprobleme, 
die ihnen auch in zwanzig, fünfzig oder hundert Jahren 
eigene Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen? 
 

Sind wir uns der Tatsache bewußt, daß punktuelles Han-
deln auf dieser Welt globale Auswirkungen hat? Umwelt, 
Klima und Lebensbedingungen sind auf dieser Erde so 
vernetzt, daß punktuelle Eingriffe oder Beeinträchtigun-
gen globale Klimaveränderungen bewirken können. Muß 
dies nicht auch ein Denkanstoß für eine neue Verkehrs-
Kultur sein? 
 

Welche Rolle spielt der Verzicht in dieser Kultur? Gibt 
es einen Verzicht, der vielleicht kein Verlust, sondern ein 
Gewinn ist? Müll gar nicht erst entstehen lassen ist im-
mer sinnvoller als Mülltrennung und aufwendiges Re-
cycling. Kann das analog auch für den Verkehr gelten? 
Sind wir uns gerade in diesem Punkt als BürgerInnen 
eines wirtschaftlich und sozial hoch entwickelten Landes 
bewußt, daß unser Verhalten Vorbild für Menschen in 
weniger entwickelten Ländern ist? 
 

Sitzen wir vielleicht in einer selbstgebauten Falle, wenn 
wir Wohlstand, Wachstum und Fortschritt immer nur 
materiell und als Besitz verstehen? Ist nicht Lebensquali-
tät wichtiger als rein materiell ausgerichteter Lebens-
standard? Welche Elemente von Lebensqualität müßten 
in das Bild eines ”neuen Wohlstandes” einfließen? 
 

Wie könnte eine Verkehrs-Kultur aussehen, die sich statt 
am Produkt an der Funktion orientiert, also nicht am 
”Auto”, sondern am ”Fahren” (egal womit), nicht am 
Besitz (”mein Auto”), sondern an der ”Nutzung” (z.B. 
”Autoteilen”)? 
Sind wir der herrschenden Kultur der Schnelligkeit, ja 
geradezu der Hektik, wirklich hilflos ausgeliefert? Wie 
lernt man Gemächlichkeit entdecken und Langsamkeit 
genießen? Gibt es so etwas wie Schönheit in der Mobili-
tät? Wie lernt man ”Mobil im Kopf”-Werden, d.h. in 
Mobilitäts-Alternativen zu denken? 
 

Wie könnte eine Verkehrs-Kultur aussehen, die von der 
größtmöglichen Gesundheit des Menschen ausgeht, also 
nicht nach noch mehr Bequemlichkeit strebt, sondern - 
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angesichts der sonst schon so bequemen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen - nach eigener körperlicher Bewe-
gung? Wie vermittelt man Freude und Genuß am Zufuß-
gehen und Radfahren? 
 

Was hindert uns, das Auto auf die Funktion als Trans-
portmittel zurückzuführen? Ist es nicht vielfach ein Sta-
tussymbol und oft auch eine Droge? Durch welche ande-
ren, harmloseren Statussymbole ließe es sich ersetzen? 
 

Schlanksein gilt etwas bei uns; Tausende stürzen sich in 
Diäten und Fastenkuren. Wie kann man ”Autoschlank”-
Sein gesellschaftlich hoffähig machen und die Menschen 
veranlassen, sich in ”Autodiäten” und ”Autofasten” zu 
stürzen? 
 

Bräuchten wir nicht auch eine neue Verkehrsethik? Dar-
unter verstehen wir die Schaffung einer neuen Wer-
teordnung hinsichtlich der menschlichen und ökologi-
schen Vertretbarkeit und Sinnhaftigkeit unseres Ver-
kehrsverhaltens. An welchen Maßstäben sollten sich 
Entscheidungen über Möglichkeiten und Grenzen von 
Verhaltensweisen orientieren? Es ist Aufgabe der Politik, 
Überzeugungsarbeit dafür zu leisten, daß in Hirnen und 
Herzen der Menschen eine breite Basis der Akzeptanz 
und Zustimmung zu einer Neuorientierung geschaffen 
wird. 
 

Wir brauchen ein neues Bild für die Zukunft, eine Vision, 
die so verlockend ist, daß viele bereit sind, daran zu 
arbeiten und sie mitzutragen. Natürlich scheinen Visio-
nen zunächst realitätsfern zu sein. Trotzdem bleibt die 
Frage offen, ob nicht die Orientierung des Handelns an 
der momentanen Realität Wege in die Zukunft verbaut, 
anstatt sie zu öffnen. 
 

Visionen sind weder abhängig von politischen Mehrhei-
ten, noch haben sie einen Markt, der sich nach Angebot 
und Nachfrage richtet. Ihr einziger Markt ist der der 
Überzeugung und der höheren Einsicht. Man kann sich 
nur dann, wenn man die Notwendigkeit dafür einsieht, 
auf den Weg machen. 
 

Für die Schaffung einer neuen Verkehrs-Kultur braucht 
man sehr viel weniger Geld als für bauliche Maßnahmen, 
ist aber um so mehr auf phantasievolle Ideen, auf Partner 
und Verbündete angewiesen. Diese  wiederum lassen sich 
nicht beliebig einsetzen und befehlen, sondern können 
nur aus Überzeugung handeln. 
 

Die Mitglieder des Gemeinderates wollen dazu - den je-
weiligen Möglichkeiten entsprechend - einen Beitrag lei-
sten und laden die interessierten und verantwortungsbe-
wußten BürgerInnen von Salzburg ein, in ihrem eigenen 
Wirkungsbereich ebenfalls einen Beitrag zu dieser neuen 
Verkehrs-Kultur zu leisten. Das vorliegende Verkehrs-
leitbild soll einen Anstoß dazu geben. 
 

Mit Engagement und Kreativität - im In-
teresse der Stadt! 

Für den Bürgermeister: 
Bürgermeister-Stellvertreter: 

Johann Padutsch 

 Öffentliche 
 Ausschreibungen 
 
Magistrat Salzburg 
Zahl: 6/02/49204/97/3 

Salzburg, am 16. September 1997 
 
 
Betrifft: 
Öffentliche Ausschreibung (offenes Verfahren) zur 
Errichtung der Gebietskanalisation Gneis-Moos, 
Höglwörthweg - Marzollweg  
 

Offenes Verfahren 
 
Die Stadtgemeinde Salzburg, Abteilung für Bauverwal-
tung, schreibt die Bauarbeiten zur Errichtung der Ge-
bietskanalisation Gneis-Moos, Höglwörthweg-Marzoll-
weg einschließlich Herstellung der Hauskanalanschlüsse 
im Sinne der Richtlinien zur Förderung der Siedlungs-
wasserwirtschaft öffentlich aus: 
 
Bauumfang: 
ca.    1.320 lfm PVC-Kanal DN 200 und 250 
ca.    1.320 lfm. Betonrohrkanal, DN 300 bis DN 600 
ca.       850 lfm PVC-Hausanschlußkanäle DN 200 
 
Teilnahmeberechtigt sind nur entsprechend leistungsfä-
hige Firmen, die zur Durchführung dieser Bauarbeiten 
berechtigt und nachweislich befähigt sind. 
 
Die Ausschreibungsunterlagen können ab Dienstag, den 
28.10.1997 beim Kanal- und Gewässeramt des Magistra-
tes Salzburg, Faberstraße 11, 2. Stock, Zimmer 3, wäh-
rend der Amtsstunden gegen Bezahlung mittels Erlag-
schein in Höhe von S 1.900,-- behoben werden. Die Ein-
zahlung hat auf das Postscheckkonto 1889.206 oder das 
Girokonto 17004 bei der Salzburger Sparkasse zu erfol-
gen. 
 
Einreichung der Angebote: 

Spätestens Dienstag, 25.11.1997, 10.00 Uhr 
Haupteinlaufstelle Schloß Mirabell, 
5024 Salzburg, Mirabellplatz, ebenerdig 

 
Angebotseröffnung: 

Dienstag, 25.11.1997, 11.00 Uhr 
Salzburg, Faberstraße 11, II. Stock, Zimmer 2  
(Besprechungszimmer des Kanal- und Gewäs-
seramtes) 

 
Für den Bürgermeister: 

Dipl.-Ing. Walter Hebsacker 
Baudirektor 
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Magistrat Salzburg 
Zahl: 11/00/58897/97/1  

Salzburg, am 19. September 1997 
 
Betrifft:  
Vergabe der Belieferung der städtischen Senio-
renheime mit saugenden Inkontinenzmitteln und Zu-
satzbedarf Ausschreibung für die Lieferperiode 
01.01.1998 - 31.12.1998 
 

Öffentliche Ausschreibung  
 

Offenes Verfahren 
 

Die Stadt Salzburg schreibt die Belieferung der fünf 
städtischen Seniorenheime mit saugenden Inkonti-
nenzmitteln und Zusatzbedarf für den Lieferzeitraum 
01.01.1998 -31.12.1998 unter Abschluß eines entspre-
chenden Vertrages aus. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen für die Lieferungen von 
Inkontinenzeinlagen (Hoseneinlagen), Höschenwindeln, 
Netzhöschen sowie Einmal-Latexunter-suchungshand-
schuhen sind bei der Magistratsabteilung 11/00, Senio-
renheimverwaltung, St.Julien-Str. 20, 5024 Salzburg 
erhältlich. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen  sind schriftlich per Brief 
anzufordern oder persönlich abzuholen. 
In der Anforderung ist die Zahl 11/00/58897/97/1 anzu-
geben.  
Die Zusendung der Ausschreibungsunterlagen erfolgt zu 
Lasten des Empfängers. 
 

Frist für die Einreichung der Angebote: 29.10.1997, 
09.00 Uhr. 
 

Angebotseröffnung: 29.10.1997, 10.00 Uhr in der Senio-
renheimverwaltung, St. Julien-Str. 20, 5. Stock, 5020 
Salzburg. 
 

Für den Bürgermeister: 
Mag. Dr. Sieglinde Briedl 

Abteilungsvorstand 
 

 
 qwm 

 

Die Stadt Salzburg vermietet ein 18 m² 
 großes Geschäftslokal im Haus 

 
 
 
 

Linzer Gasse 37a. 
 

 Schriftliche Anbote mit Angabe der Höhe des 
 Nettomietzinses sowie des Verwendungs- 
 zweckes sind bis längstens 24.10.97 an die 
 MA 4/01-Gebäude- und Zivilrechtsamt, 
 Postfach 63, 5024 Salzburg, zu richten. 
 Nähere Auskünfte erhalten Sie unter 
 Tel. (0662) 8072-2417. 
 

Magistrat Salzburg 
Zahl: 11/00/59282/97/1 

Salzburg, am 17. September 1997 
 
Betrifft:  
Vergabe der Belieferung der städtischen Senioren-
heime mit Reinigungsmitteln Ausschreibung für die 
Lieferperiode 01. 01. 1998 - 31. 12. 1998 
 

Öffentliche Ausschreibung  
 

Offenes Verfahren 
 
Die Stadt Salzburg schreibt die Belieferung der 5 städti-
schen Seniorenheime mit Reinigungsmitteln für den 
Lieferzeitraum 01.01.1998 -31.12.1998 unter Abschluß 
eines entsprechenden Rahmenvertrages aus. 
 
Die Ausschreibungsunterlagen für die Lieferungen von 
Reinigungsmitteln sind  bei der Magistratsabteilung 
11/00, Seniorenheimverwaltung, St.Julienstraße 20, 5024 
Salzburg erhältlich. 
 
Die Ausschreibungsunterlagen  sind schriftlich per Brief 
anzufordern oder persönlich abzuholen. 
In der Anforderung ist die Zahl 11/00/59282/97/1 anzu-
geben.  
Die Zusendung der Ausschreibungsunterlagen erfolgt zu 
Lasten des Empfängers. 
 
Frist für die schriftliche Anforderung: 17.10.1997 
(Poststempel). 
 
Frist für die Einreichung der Angebote: 29.10.1997, 
09.00 Uhr. 
 
Angebotseröffnung: 29.10.1997, 14.00 Uhr im Senio-
renheim Itzling, Schopperstraße 17 
 

Für den Bürgermeister: 
Mag. Dr. Sieglinde Briedl 

Abteilungsvorstand 
 

 
 qwm 

 

Die Stadt Salzburg vermietet ein rd. 31 m²  
 großes Verkaufslokal (Kiosk) für Delikates- 
 sen, Fleisch- und Wurstwaren und dgl. am 

 
 
 

Grünmarkt, Franz-Josef-Straße 16b 
 

 Schriftliche Anbote mit Angabe des Nettomiet- 
 zinses sind bis längstens 24.10.1997 an die 
 Mag. Abt. 4/01 - Gebäude- und Zivilrechts- 
 amt, Postfach 63, 5024 Salzburg, zu richten. 
 Nähere Auskünfte erhalten Sie unter 
 Tel. (0662) 8072-2417. 
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 Bauansuchen 
 
 

 
vom 1. bis 21. September 1997 
 
Universitätsplatz 18, Gst.337, KG Salzburg, Dr. Gün-
ter Stierle, Sigmund-Haffner-Gasse 10, Umbau, Sanie-
rung 1. OG, Wendeltreppe OG, PV:  Arch. F. Schleindl, 
(05/00/58854/97). 
Stauffeneggstraße 2, Gst.2407/29, KG Liefering II, 
Sabine Kinz, Stauffeneggstraße 2, Umwidmung Woh-
nung in Ordination, PV: -, (05/00/58522/97). 
Steingasse 55, Gst.593, KG Salzburg, Veronika 
Stockinger, Arenbergstraße 21, Abbruch Stiegenlauf, 
Deckenergänzung, PV:  Arch. Hans Danmayr, 
(05/00/58338/97). 
Stethaimerstraße 14, Gst.68/41, KG Morzg, Günther 
Buchbauer, Stethaimerstraße 14, Aufstockung EG, Zu-
bau, PV:  Ges.m.b.H. Heuberger, (05/00/58645/97). 
Straubingerstraße 12, Gst.452/4, KG Maxglan, Anna 
Leitner, Baumgartenweg 9, 5300 Hallwang, Umbau 
2.OG, Loggiaverglasung, PV:  Bmst. Peter Altmann, 
(05/00/56964/97). 
Süßmayerstraße 6, Gst.327/31, KG Morzg, Erna 
Krainer, Stephan-Ludwig-Roth-Str. 4, Dachgaupe, PV: -, 
(05/00/57919/97). 
Tarnoczygasse 6, Gst.634/49, KG Aigen I, Mag. 
Bernhard Bründl, Tarnoczygasse 6, Doppelgaragen-
neubau, PV: -, (05/00/56826/97). 
Tetlhamgasse 15, Gst.2298/31, KG Liefering II, Dr. 
Rudolf und Hildegard Doris Kainz, Tetlhamgasse 15, 
Zwischenwandeinbau, Änderung der Verwendung im DG., 
PV:  Bau GmbH & Co.KG. Kainz, (05/00/58524/97). 
Traunstraße 9, Gst.569/9, KG Aigen I, Dr. Markus 
Verworner, Traunstraße 9, Carport, PV: Greisberger & 
Schatzl, (05/00/58952/97). 
Untersbergstraße 4, Gst.2854/3, KG Salzburg, Bri-
gitte Schweitzer, Untersbergstraße 4, Fenstertausch, 
Fassadenvollwärmeschutz, PV: Arch. Hubertus Mayr, 
(05/00/57698/97). 
Villagasse, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Wohnhausneubau , Haus A, PV:  Arch. 
Erich Wagner, (05/00/58694/97). 
Villagasse, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Ausnahme zu 58694/97, PV:  Arch. Erich 
Wagner, (05/00/58696/97). 
Villagasse, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Wohnhausneubau , Haus B, PV:  Arch. 
Erich Wagner, (05/00/58701/97). 
Villagasse, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Ausnahme zu 58701/97, PV:  Arch. Erich 
Wagner, (05/00/58703/97). 
Villagasse, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Wohnhausneubau , Haus C, PV:  Arch. 

Erich Wagner, (05/00/58707/97). 
Villagasse, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Ausnahme zu 58707/97, PV:  Arch. Erich 
Wagner, (05/00/58709/97). 
Villagasse, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Wohnhausneubau (2 WE), Haus D, PV:  
Arch. Erich Wagner, (05/00/58713/97). 
Villagasse 5, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Umbau Wohnhaus, Haus E, (4 WE), PV:  
Arch. Erich Wagner, (05/00/58691/97). 
Villagasse 5, Gst.473, KG Maxglan, Karl Baumann, 
Villagasse 5, Ausnahme zu 58691/97, PV:  Arch. Erich 
Wagner, (05/00/58692/97). 
Waldburgergasse 36, Gst.640/73, KG Aigen I, Dr. 
Roland und Mag. Christine Kaiser, Ignaz-Rieder-Kai 17 
a, Überdachter Abstellplatz, PV: Arch. Heinrich Thonet, 
(05/00/56654/97). 
Waldburgergasse 36, Gst.640/73, KG Aigen I, Dr. 
Roland und Mag. Christine Kaiser, Ignaz-Rieder-Kai 17 
a, Eingangsverlegung, Wintergartenanbau, Versetzen 
von, PV:  Arch. Heinrich Thonet, (05/00/58431/97). 
Wartbergweg 19, Gst.134/13, KG Leopoldskron, 
Friedrich und Karoline Guggenberger, Wartbergweg 19, 
Abstellplatz überdacht, PV:  Das Griffner Haus 
Ges.m.b.H., (05/00/56726/97). 
Wasserfeldstraße 7, Gst.497/41, KG Itzling, Cornelia 
Pilsl, Wasserfeldstraße 7, Dachfenster, PV: -, 
(05/00/58119/97). 
Weiher-Wiesbach-Straße, Gst.144/1, KG Gnigl, Bau-
träger Gassner Immobilien Ges.m.b.H., Sterneckstraße 
55, Mehrfamilienwohnhausneubau, Haus A - 12 WE, 
PV: ZT GmbH. Anton Hutterer, (05/00/58640/97). 
Ziegelstadelstraße 20 C, Gst.549/70, KG Aigen I, 
Heinz und Selma Bandler, Ziegelstadelstraße 20 c, 
Freitreppe, DG Ausbau, Flugdächer, PV: Ing. Michael 
Maschke, (05/00/56464/97). 
Ziegelstadelstraße 41, Gst.541/4, KG Aigen I, Peter 
Wilberger, Ziegelstadelstraße 41, Portalerneuerung, PV: -, 
Bauführer: Tischlermeister Heinrich Daller, 
(05/00/58427/97). 
Zwieselweg, Gst.137/59, KG Leopoldskron, Laimer 
Wohnbau Ges.m.b.H., 6365 Kirchberg, Doppelwohn-
hausneubau, PV: -, (05/00/58071/97). 
 

vom 22. September bis 5. Oktober 1997 
 

Aiglhofstraße 28, Gst. 3280, KG Salzburg, 
Benediktinerstift St. Peter, St. Peter-Bezirk 1, 
Flugdacherweiterung, PV: Bau Hölzer, (05/00/59919/97). 
Aigner Straße 48 A, Gst. 627/5, KG Aigen I, Renault 
Brötzner GmbH & CoKg, Wals 286, 5071 Wals, 
Autoaufstellungsfläche mit Aufenthaltsraum, PV: Dipl.-
Ing. Gerhard Labacher, (05/00/60298/97). 
Alpenstraße 173, Gst. 1039/3, KG Morzg, Mayer & Co 
Ges.m.b.H., Umbau OG, PV: Arch. Resmann & 
Schindlmeier, (05/00/59634/97). 
Andreas-Hofer-Straße 1, Gst. 323/2, KG Itzling, Horst 
Weyland, Reiterweg 487, 5084 Großgmain, Innenumbau, 
Fenstertausch, PV: Bmst. Franz Haubner, 
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(05/00/60160/97). 
Anton-Adlgasser-Weg, Gst. 316/110, KG Morzg, 
Friedrich und Christel Lanzdorf, Anton-Adlgasser-Weg 
8, Gartenhaus, PV: -, (05/00/60102/97). 
Arenbergstraße 31 A, Gst. 1921/1, KG Salzburg, 
Simon Kreuzer, Lilli-Lehmann-Gasse 10, Fenstereinbau, 
nachträgliche Genehmigung, PV: -, (05/00/59913/97). 
Auffenbergstraße 10, Gst. 437/61, KG Maxglan, 
Hildegard Wagner, Auffenbergstraße 10, Fenstereinbau, 
PV: Arch. Sepp Weissenberger, (05/00/60981/97). 
Baumbichlstraße 18 A, Gst. 617/57, KG Aigen I, Dipl.-
Ing. Wolfgang Hein, Baumbichlstraße 18 A, PKW-
Abstellplatz mit Flugdach, PV: Helmuth Sigmund, 
(05/00/60068/97). 
Birkenstraße 26, Gst. 416/17, KG Morzg, Ludwig 
Vogl, Nonnberggasse 10, Umbau, Renovierung, PV: 
Bmst. Josef Feichtenschlager, (05/00/60370/97). 
Elisabethstraße 6, Gst. 1246/18, KG Salzburg, 
Nathalie Larch, Elisabethstraße 6, Balkonverbau 1. OG, 
PV: -, (05/00/60235/97). 
Fanny-v.-Lehnert-Straße 7, Gst. 1218/1, KG 
Salzburg, Kapital & Wert Bank AG, Schmalzhofgasse 
26, 1060 Wien, Trapezblecheinhausung der Lüftung, PV: 
Planung Straubinger, (05/00/59492/97). 
Ferdinand-Hanusch-Platz 1, Gst. 435, KG Salzburg, 
Betriebsobjekte-Verwertung Ges.m.b.H. & Co Leasing 
KG, Operngasse 2, 1015 Wien, Umbau AVA-Hof, PV: -, 
Bevollmächtigter: Arch. Dipl.-Ing. Fritz Genböck, 
(05/00/59347/97). 
Fischbachstraße 3 A, Gst. 14/3, KG Morzg, Dr. Josef 
Piazzi, Fischbachstraße 3 a, Dachgaupe, PV: Bau 
Hillebrand, (05/00/61180/97). 
Franz-Hattinger-Straße 9, Gst. 326/1, KG Gnigl, 
Wolfgang und Hannelore Koller, Kreuzbergpromenade 2, 
Garagenanbau, PV: Bmst Leonhard Kittl, 
(05/00/59661/97). 
Franz-Josef-Kai 15, Gst. 428, KG Salzburg, Monika 
Vielweib, Franz-Josef-Kai 15, Firmenschild, PV: -, 
(05/00/60069/97). 
Franz-Josef-Kai 15, Gst. 428, KG Salzburg, Johannn 
Huber, Franz-Josef-Kai 15, Änderung Firmennamen, PV: 
-, (05/00/60158/97). 
Franz-Ofner-Straße 14 A, Gst. 498/13, KG Itzling, 
Mag. Klaus Eibensteiner, Vierthalerstraße 6/7, 
Solaranlage, PV: -, (05/00/61177/97). 
Fürbergstraße 1, Gst. 244/11, KG Gnigl, Ing. Rupert 
Weiser, Fürbergstraße 1, Neugestaltung Einfriedung, 
Innenhof und Werbeanlagen, PV: -, (05/00/61173/97). 
Gaisberg 12, Gst. 48, KG Gaisberg I, Alois Lindner, 
Gaisberg 12, Zubau, befristet auf 5 Jahre, PV: Ing. 
Johann Schweiberer, (05/00/60470/97). 
General-Keyes-Straße 32, Gst. 2404/12, KG Liefering 
II, Dr. Herbert Schatzl, General-Keyes-Straße 32, 
Notkaminabbruch, Verlegung des Küchenabluftstranges, 
PV: Arch.Dipl.-Ing.Dr. Volkmar Burgstaller, 
(05/00/59296/97). 
Geroldgasse, Gst. 684/4, KG Aigen I, Steiner Wohnbau 
Ges.m.b.H., Hauptstraße 153, 5541 Altenmarkt, 

Wohnhausneubau - 6 WE, PV: Dipl.-Ing. Gerhard Maier, 
(05/00/61117/97). 
Geroldgasse 39, Gst. 684/4, KG Aigen I, Steiner 
Wohnbau Ges.m.b.H., Hauptstraße 153, 5541 
Altenmarkt, Abbruch Bestand, PV: -, (05/00/61114/97). 
Gersbergweg 19, Gst. 114/11, KG Aigen I, Brigitta 
West-Siegmund, Gersbergweg 19, Raumerweiterung KG, 
PV: Arch. Fritz Lorenz, (05/00/59769/97). 
Getreidegasse 3, Gst. 343/1, KG Salzburg, Wotex 
Textilhandelsges.m.b.H., Geschäftsschild, PV: -, 
(09/01/59212/97). 
Getreidegasse 3, Gst. 343/1, KG Salzburg, Wotex 
Textilhandelsges.m.b.H.$, Gebrauchsgebühr, PV: -, 
(04/02/59504/97). 
Goldgasse 12, Gst. 48, KG Salzburg, Sabine Gieb, 
Goldgasse 12, Fenstererneuerung, PV: Ges.m.b.H. 
Lughofer, (05/00/60162/97). 
Grazer Bundesstraße 12 A, Gst. 466/2, KG Gnigl, 
Karoline Leeb, Grazer Bundesstraße 12 a, Wintergarten, 
PV: Firma Gatterbauer, (05/00/59917/97). 
Griesgasse 15, Gst. 484/1, KG Salzburg, Mag.pharm. 
Dietmar Ablinger, Bahnhofstraße 1 a, 5760 Saalfelden, 
Wohnungssanierung, PV: Josef Skopec, 
(05/00/59445/97). 
Grillparzerstraße 15, Gst. 1685/3, KG Salzburg, 
Gemeinnützige Salzburger Wohnbau Ges.m.b.H., Ignaz-
Harrer-Straße 84, Fassadendämmung, PV: -, 
(05/00/59505/97). 
Guggenmoosstraße 39, Gst. .7/1, KG Maxglan, Horst 
und Katharina Fuchs, Lederergasse 19, 5280 Braunau, 
Balkonanbau, PV: Brenter Balkone, (05/00/59673/97). 
Gänsbrunnstraße 15, Gst. 443/4, KG Aigen I, Klaus 
Schachinger, Gänsbrunnstraße 15, Garagenerweiterung, 
Vordachaufstockung, PV: Ges.m.b.H. PBL, 
(05/00/60958/97). 
Gärtnerstraße 18, Gst. 1638, KG Maxglan, Rosa 
Kauba, Innsbrucker Bundesstraße 51, 
Doppelgaragenneubau, PV: Bmst. Roland Birgmann, 
(05/00/59585/97). 
Höfelgasse 19, Gst. 214/6, KG Aigen I, Josef Lachinger, 
Schwarzstraße 18, Erkerzubau - Wintergarten, PV: 
Hauswirth & Partner, (05/00/59518/97). 
Halmberggasse 10, Gst. 2298/26, KG Liefering II, 
BEBAU GmbH., Halmberggasse 10, Flugdach, PV: 
Bmst. P. Birgmann, (05/00/60964/97). 
Haunspergstraße 82, Gst. 498/77, KG Itzling, Bärbel 
Stalzer, Abfalterweg 3, 5082 Grödig, Umwidmung 
Geschäft in Imbißlokal, PV: -, Bevollmächtigter: Dr. RA 
Pratter & Lechenauer, (05/00/60940/97). 
Herbert-von-Karajan-Platz 10, Gst. 380/1, KG 
Salzburg, Salzburger Stadtwerke AG, Roseggerstraße 2, 
Schaltanlage, PV: -, (05/00/59710/97). 
Hübnergasse 1, Gst. 3043, KG Salzburg, Kongregation 
der Barmherzigen Schwestern  vom heiligen Vinzenz von 
Paul in Salzburg, Hübnergasse 5-7, Saniernng, Etappe 1, 
PV: Bmst. Josef Klappacher, (05/00/60373/97). 
Innsbrucker Bundesstraße 79 B, Gst. 622/14, KG 
Maxglan, Sandhügel Gebäudeverwaltungs Ges.m.b.H., 
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Mertensstraße 13, Umbau Bürogebäude, PV: Arch. 
Helmuth Romaner, (05/00/60157/97). 
Julius-Welser-Straße 8, Gst. 152/3, KG Maxglan, 
Dr.Richard Verkehrsbetriebe KG, Stromstraße 11, 1201 
Wien, Personenaufzug Nr.9711, PV: -, 
Bauführer:Kühberger, (05/00/60342/97). 
Julius-Welser-Straße 8, Gst. 152/3, KG Maxglan, 
Dr.Richard Verkehrsbetriebe KG, Stromstraße 11, 1201 
Wien, Personenaufzug Nr.9712, PV: -, 
Bauführer:Kühberger, (05/00/60348/97). 
Keilgasse 5, Gst. 293/9, KG Itzling, M & N Wohnbau 
Ges.m.b.H., Linzer Gasse 78, Generalsanierung, Anbau, 
PV: GmbH. & Co.OHG. N-Bau, (05/00/59190/97). 
Lasserstraße, Gst. 1393/21, KG Salzburg, Privatklinik 
Wehrle Realbesitz GmbH., Schottenring 30, 1010 Wien, 
Ärztezentrum Neubau, PV: Arch. Erio Hofmann, 
(05/00/61005/97). 
Lasserstraße, Gst. 1393/21, KG Salzburg, Privatklinik 
Wehrle Realbesitz GmbH., Schottenring 30, 1010 Wien, 
Ausnahme-Ärztezentrum Neubau( 61005/97 ), PV: Arch. 
Erio Hofmann, (05/00/61033/97). 
Linzer Gasse 17, Gst. 804, KG Salzburg, Helga Vetter, 
Dossenweg 9, Fassadensanierung, PV: Bmst. Anton 
Rager, (05/00/59678/97). 
Mönchsberg 34, Gst. 2481, KG Salzburg, Foster Kent 
Musik-Verlag GmbH., Untersbergstraße 4, 
Lichtprojektionen an der Burginnenhofwand, PV: -, 
(05/00/60487/97). 
Maria-Cebotari-Straße 71, Gst. 282/25, KG Aigen I, 
Dr. Christine Grazer, Maria-Cebotari-Straße 71, 
Wintergarten, PV: Ges.m.b.H. Lughofer, 
(05/00/59690/97). 
Moosstraße, Gst. 325/11, KG Leopoldskron, Richard 
Bretl, Wilhelm-Erben-Straße 17, Wohnhausneubau, PV: 
Ing. Friedrich Schmutzler, (05/00/59903/97). 
Moosstraße 162, Gst. 1274/3, KG Leopoldskron, 
Johann und Christa Hofer, Moosstraße 162, Umbau-
Wohnhaus: Umwidmung Geräteschuppen in 
Wohnräume, PV: -, (05/00/60257/97). 
Moosstraße 162, Gst. 1274/3, KG Leopoldskron, 
Johann und Christa Hofer, Moosstraße 162, Ausnahme 
zu 60257/97, PV: -, (05/00/60271/97). 
Morzger Straße 20 A, Gst. 235/4, KG Morzg, Markus 
Kaserer, Morzger Straße 20 A, Ausnahme zu 53835/97, 
PV: Ing. Hans Schuha, (05/00/59551/97). 
Ratsbriefstraße 23, Gst. 203/40, KG Itzling, Liane 
Mallin, Ratsbriefstraße 23, Stiegenhauseinbau, PV: Ing. 
Christian Zehentner, (05/00/60166/97). 
Riedenburger Straße, Gst. 3008/3, KG Salzburg, 
HWB Haus u. Wohnbesitz GmbH., Naumanngasse 9, 
Mehrfamilienwohnhaus-Neubau, 2WE, Haus 1., PV: 
Arch. Hubertus Mayr, (05/00/60652/97). 
Riedenburger Straße, Gst. 3008/3, KG Salzburg, 
HWB Haus u. Wohnbesitz GmbH., Naumanngasse 9, 
Mehrfamilienwohnhaus-Neubau, PKW-Stellplatz, Haus 
2, 2 WE, PV: Arch. Hubertus Mayr, (05/00/60656/97). 
Riedenburger Straße, Gst. 3008/3, KG Salzburg, 
HWB Haus u. Wohnbesitz GmbH., Naumanngasse 9, 

Mehrfamilienwohnhaus-Neubau, 2WE, Haus 3., PV: 
Arch. Hubertus Mayr, (05/00/60659/97). 
Saint-Julien-Straße 2, Gst. 1096/11, KG Salzburg, Dr. 
Horst Ducke, Saint-Julien-Straße 2, Umwidmung 
Wohnung in Zahnarztpraxis, PV: -, (05/00/59331/97). 
Schießstattstraße 20, Gst. 3503/10, KG Salzburg, 
BUWOG Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft für 
Bundesbe- dienstete, Gesellschaft m.b.H., Hietzinger Kai 
131, 1130 Wien, Ausnahme zu 52188/97, PV: Arch. 
Gerhard Schweighofer, (05/00/60159/97). 
Schiffmanngasse 27, Gst. 42/8, KG Morzg, Hans-Peter 
Wilhelm, Schiffmanngasse 27, Gartentorverbreiterung, 
PV: & Partner Zopp, (05/00/60254/97). 
Schleiferbachweg 23, Gst. 2397/5, KG Hallwang II, 
Hannelore Höcherl, Schleiferbachweg 23, Solaranlage, 
PV: -, Bauführer:Solartechnik Fuchsberger, 
(05/00/60951/97). 
Schwanthalerstraße 61, Gst. 658/7, KG Aigen I, Mag. 
Christa Nährer-Graf, Schwanthalerstraße 61, 
Dachgaupen, PV: Wenzl Hartl, (05/00/60673/97). 
Siezenheimer Straße, Gst. 152/3, KG Maxglan, Dr. 
Richard Verkehrsbetrieb KG, Stromstraße 11, 1201 
Wien, Flugdach, PV: Arch. Herwig Rossin, 
(05/00/60064/97). 
Siezenheimer Straße 31, Gst. 142/9, KG Maxglan, 
Hans Rendl Heizkessel- und Stahlbauges.m.b.H., 
Siezenheimer Straße 31, Zubau, PV: Planungs-GmbH. 
Schwarzl, (05/00/60243/97). 
Sterneckstraße 13, Gst. 1639/25, KG Salzburg, 
Mobilkom Austria AG, Mobilfunkstation, PV: -, 
Bauführer:Arch. Dipl.-Ing. Hans Roth, (05/00/59440/97). 
Werkstättenstraße 16, Gst. .730, KG Itzling, Dr. Heinz 
Bramböck, Mühlbachweg 1, 5101 Bergheim, Fenster- 
und Türentausch, PV: G.Hinteregger & Söhne, 
(05/00/59337/97). 
Widmannstraße 2, Gst. 438/24, KG Maxglan, Markus 
Mayr-Reisch, Lebenbergweg 46, 6370 Kitzbühel, 
Sanierung Wohnhaus, PV: Arch. Fritz Panek, 
(05/00/59915/97). 
Ziegeleistraße 22, Gst. 32/2, KG Itzling, Christine 
Hessenberger, Ziegeleistraße 22, Neubau Dachstuhl, PV: 
Bau-GesmbH. Nussbaumer, (05/00/60309/97). 
 

 
Heizungsanlagen 
 
vom 1. bis 21. September 1997 
 
Bessarabierstraße 79, Gst.499/503, KG Itzling, 
Wolfgang Buchner, Bessarabierstraße 79, Ölfeuerung, 
PV: -, Bauführer:KG Josef Weiser, (05/00/58534/97). 
Bozner Straße 11, Gst.499/492, KG Itzling, Maria 
Hillinger, Bozner Straße 11, Ölfeuerungsanlage, PV: -, 
Bauführer:Flotzinger & Brenner, (05/00/56456/97). 
Moserstraße 14 A, Gst.230/1, KG Maxglan, Helmut 
Kranzinger, Moserstraße 14 a, Ölfeuerung, PV: -, 
Bauführer:Ges.m.b.H. Schattauer, (05/00/58891/97). 
Weiserhofstraße 11, Gst.1342, KG Salzburg, Rainer 
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Hagenauer, Weiserhofstraße 11, Ölfeuerungsanlage, PV: 
-, Bauführer:Dieter Anleitner, (05/00/57555/97). 
 


